
Einwohnerantrag 

(§ 44 Bezirksverwaltungsgesetz Berlin) 
 

(1) In allen Angelegenheiten, zu denen die Bezirksverordnetenversammlung nach den §§ 12 und 13 

Beschlüsse fassen kann, haben die Einwohnerinnen und Einwohner des Bezirks, die das 16. Lebensjahr 

vollendet haben, das Recht, Empfehlungen an die Bezirksverordnetenversammlung zu richten 

(Einwohnerantrag).  
 

(2) Der Antrag ist unter Bezeichnung von drei Vertrauenspersonen schriftlich bei der 

Bezirksverordnetenversammlung einzureichen und zu begründen. Erklärungen der Vertrauenspersonen 

sind nur verbindlich, wenn sie von mindestens zwei Vertrauenspersonen abgegeben werden. Das 

Bezirksamt prüft im Auftrag der Bezirksverordnetenversammlung unverzüglich die Einhaltung der 

formalen Zulässigkeitsvoraussetzungen. Zur Behebung festgestellter Zulässigkeitsmängel ist von der 

Vorsteherin oder dem Vorsteher eine angemessene Frist zu setzen, wenn dies ohne eine Änderung des 

Gegenstandes des Antrags möglich ist. Soweit die Zahl der eingereichten Unterschriften das Quorum 

nach Absatz 3 erreicht, jedoch die gültigen Unterschriften das Quorum nach Absatz 3 unterschreiten, 

hat die Vorsteherin oder der Vorsteher den Vertrauenspersonen einmalig eine Frist von 21 Tagen zur 

Erfüllung dieser Voraussetzung einzuräumen. Nach Abschluss der Prüfung ist das Ergebnis der 

Bezirksverordnetenversammlung vorzulegen. Die Vorsteherin oder der Vorsteher stellt die Zulässigkeit 

des Antrags fest oder weist ihn zurück. Bis zu dieser Entscheidung kann der Antrag zurück genommen 

werden. 
 

(3) Der Einwohnerantrag ist zulässig, wenn er von mindestens eintausend Einwohnerinnen und 

Einwohnern des Bezirks im Sinne von Absatz 1 unterschrieben ist.  
 

(4) Neben der eigenhändigen Unterschrift müssen folgende Daten der unterzeichnenden Person 

handschriftlich angegeben sein:  

1. Familienname,  

2. Vorname,  

3. Geburtsdatum,  

4. Anschrift der alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung,  

5. Tag der Unterschriftsleistung.  
 

Fehlt die handschriftliche Angabe des Geburtsdatums oder ist diese unvollständig, fehlerhaft oder 

unleserlich, so gilt die Unterschrift als ungültig. Die Unterschrift gilt zudem als ungültig, wenn sich die 

Person anhand der Eintragungen nicht zweifelsfrei erkennen lässt oder sich nicht zweifelsfrei feststellen 

lässt, ob die unterzeichnende Person am Tag der Unterschriftsleistung teilnahmeberechtigt war. 

Enthalten die Eintragungen Zusätze oder Vorbehalte, sind sie nicht handschriftlich erfolgt oder wurden 

sie mit Telefax oder elektronisch übermittelt, so gilt die Unterschrift ebenfalls als ungültig.  
 

(5) Eine unterstützungswillige Person, die nicht schreiben kann, erklärt ihre Unterstützung zur 

Niederschrift im Bezirksamt.  
 

(6) Zum Nachweis des Stimmrechts müssen Personen, die nicht in einem Melderegister der 

Bundesrepublik Deutschland verzeichnet sind oder nicht seit drei Monaten vor dem Tag der 

Unterzeichnung im Bezirk gemeldet sind, die Unterzeichnung im Bezirksamt vornehmen und durch 

Versicherung an Eides statt glaubhaft machen, dass sie sich in den letzten drei Monaten überwiegend 

im Bezirk aufgehalten haben.  
 

(7) Über einen zulässigen Einwohnerantrag entscheidet die Bezirksverordnetenversammlung 

unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags. Die 

Vertrauenspersonen der Antragsteller haben das Recht auf Anhörung in der 

Bezirksverordnetenversammlung und in und in ihren Ausschüssen. 


